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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Tourismus (19. Ausschuss) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Engelbert Wistuba, Horst Kubatschka, 

Annette Faße, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD 
sowie der Abgeordneten Undine Kurth (Quedlinburg), Ursula Sowa, Volker Beck 
(Köln), weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 15/5120 - 


Die vielfältigen Potentiale des Wirtschaftsfaktors Kulturtourismus weiter 
erschließen 


A. Problem 

Der kulturelle Reichtum Deutschland bildet die Grundlage für den wachsenden 
Markt des Kulturtourismus hierzu Lande mit seiner immensen Bedeutung für die 
Städte, für viele ländliche Regionen und kulturelle Einrichtungen. Mittlerweile 
bieten 30 anerkannte UNESCO- Welterbestätten Reisenden attraktive Ziele. Zur 
kulturellen Vielfalt tragen auch mehr als 2,5 Millionen Musik-, Tanz- und Kul- 
turveranstaltungen, über 6 000 Museen und mehr als 360 öffentliche und private 
Bühnen und die rund 12 000 Kultur- und Volksfeste, Sommerfestivals und his- 
torische Festspiele bei. 

Die Antragsteller wollen mit ihrem Antrag die vielfältigen Potentiale des Wirt- 
schaftsfaktors Kulturtourismus weiter erschließen. Die Bundesregierung soll da- 
her auch weiterhin die UNESCO in ihrem Bestreben zum Schutz des kulturellen 
Erbes und der kulturellen Vielfalt unterstützen und prüfen, ob finanzielle Mittel 
für den Erhalt und die Restaurierung der Welterbestätten bereitgestellt werden 
können. Ferner regen die Antragsteller unter anderem an zu prüfen, inwieweit 
durch intensivere Kooperation des Auswärtigen Amtes und der Deutschen Zen- 
trale für Tourismus (DZT) die Darstellung Deutschlands als kulturtouristisches 
Ziel vorangetrieben werden kann. Die DZT sei vom Bund auch in Zukunft auf 
hohem Niveau zu finanzieren, damit sie ihre Arbeit zur Förderung des Kultur- 
und Städtetourismus und zur Vermarktung der UNESCO-Welterbestätten fort- 
setzen könne. Ebenso solle die Regierung daraufhinwirken, dass die Interessen 
von behinderten Menschen auch in denkmalgeschützten Gebäuden und Anlagen 
und beim Zugang zu Kulturveranstaltungen berücksichtigt werden. In der Aus- 
und Weiterbildung von Tourismusfachleuten wollen die Antragsteller die The- 
men Kultur und Denkmalschutz besser verankert wissen. Schließlich soll ange- 
sichts des Engagements der Bewerberstädte für die Kulturhauptstadt Europas 
2010 durch die Bundesregierung geprüft werden, ob ein gemeinsamer Wettbe- 
werb von Bund und Ländern für eine nationale Kulturhauptstadt möglich ist. 
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B. Lösung 

Annahme des Antrags mit den Stimmen der Fraktionen SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP 

C. Alternativen 

Ablehnung des Antrags. 

D. Kosten 

Wurden nicht erörtert. 
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Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag - Drucksache 15/5120 - anzunehmen. 


Berlin, den 1 . Juni 2005 


Der Ausschuss für Tourismus 


Ernst Hinsken Edeltraut Töpfer 

Vorsitzender B erichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Edeltraut Töpfer 


I. Überweisung 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 169. Sitzung am 
14. April 2005 den Antrag - Drucksache 15/5120 - zur fe- 
derführenden Beratung an den Ausschuss für Tourismus und 
zur Mitberatung an den Finanzausschuss, den Ausschuss für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend, den Ausschuss für 
Verkehr, Bau- und Wohnungswesen, den Ausschuss für Bil- 
dung, Forschung und Technikfolgenabschätzung sowie den 
Ausschuss für Kultur und Medien überwiesen. 

II. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse 

Der Finanzausschuss hat in seiner 99. Sitzung am 1. Juni 
2005 mit den Stimmen der Fraktionen SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Frak- 
tionen der CDU/CSU und FDP empfohlen, den Antrag anzu- 
nehmen. 

Der Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

hat in seiner 58. Sitzung am 1. Juni 2005 mit den Stimmen 
der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ge- 
gen die Stimmen der Fraktion der CDU/CSU bei Enthaltung 
der Fraktion der FDP empfohlen, den Antrag anzunehmen. 

Der Ausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 

hat in seiner 74. Sitzung am 1. Juni 2005 mit den Stimmen 
der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ge- 
gen die Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
empfohlen, den Antrag anzunehmen. 

Der Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfol- 
genabschätzung hat in seiner 58. Sitzung am 20. April 2005 
mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und FDP bei Stimmenthaltung der Fraktion 
der CDU/CSU empfohlen, den Antrag anzunehmen. 

Der Ausschuss für Kultur und Medien hat in seiner 58. Sit- 
zung am 1 . Juni 2005 mit den Stimmen der Fraktionen SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der 
Fraktion der CDU/CSU bei Abwesenheit der Fraktion der 
FDP empfohlen, den Antrag anzunehmen. 

III. Beratungsverlauf und Abstimmungsergebnis 
im federführenden Ausschuss für Tourismus 

Der Ausschuss für Tourismus hat die Vorlage in seiner 
64. Sitzung am 1. Juni 2005 beraten und mit den Stimmen 
der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
beschlossen, die Annahme des Antrags - Drucksache 15/ 
5 120 - zu empfehlen. 


Die Fraktion der SPD hob das Engagement der UNESCO- 
Kommission für die Öffnung der Welterbestätten und ihre 
touristische Nutzung hervor. Am 5. Juni begehe Deutschland 
zum ersten Mal einen bundesweiten Welterbetag der 
UNESCO. Der Vorschlag eines von Bund und Ländern ge- 
meinsam getragenen Wettbewerbs für eine nationale Kultur- 
hauptstadt werde vom Deutschen Tourismusverband und 
von der Tourismuswirtschaft einhellig begrüßt. Die nationale 
Auslobung einer deutschen Kulturhauptstadt habe ange- 
sichts des Engagements der Bewerberstädte für die Kultur- 
hauptstadt Europas 2010 sicherlich positive Effekte. 

Demgegenüber hielt die Fraktion der CDU/CSU einen 
Wettbewerb für eine nationale Kulturhauptstadt nicht für 
sinnvoll, schon gar nicht eine Beteiligung des Bundes. Der 
Kulturbereich sei Ländersache und insoweit wäre die Zu- 
ständigkeit der Bundesländer gegeben. Daher sei auch die in 
einigen Punkten geforderte Bundesfinanzierung inakzepta- 
bel. Schließlich sei der Antrag abzulehnen, weil die Aktivi- 
täten der Bundesregierung in überzogenem Maße gelobt 
würden. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wies nach- 
drücklich darauf hin, dass vom Tourismusausschuss immer 
wieder ein deutliches Werben für die Bedeutung der Kultur 
auch für die Tourismuswirtschaft ausgehen müsse. In der 
Vergangenheit hätten touristische Destinationen, die über 
eine reiche Naturausstattung verfügten, viel zu häufig ge- 
glaubt, sie könnten gänzlich auf Kulturangebote verzichten. 
Untersuchungen belegten jedoch, wie groß das Potential des 
Kulturtourismus sei und daher seien alle Regionen gut bera- 
ten, auch kulturelle Belange zu berücksichtigen und darin zu 
investieren. Vor allem Städte, die künftig ihr Tourismusange- 
bot ausbauen wollten, müssten sehr wohl darauf achten, auch 
ihr kulturelles Angebot zu erweitern. 

Auch die Fraktion der FDP konnte sich dem Lob für die 
Bundesregierung, z. B. für die schrittweise Verbesserung der 
rechtlichen und politischen Rahmenbedingungen für das 
bürgerschaftliche Engagement in Deutschland oder bezüg- 
lich der Finanzierung der Deutschen Zentrale für Tourismus 
nicht anschließen. Die Fraktion teile die Einschätzung der 
schrittweisen Verbesserung beim Ehrenamt keineswegs und 
was die DZT angehe, so habe sich die Fraktion der FDP 
immer für zusätzliche Mittel eingesetzt. Auch der angespro- 
chene Bürokratieabbau sei von der Bundesregierung keines- 
falls in befriedigendem Maße erreicht worden. Beschäfti- 
gungsmöglichkeiten in Zusatzjobs hätten für die Liberalen 
gerade im Tourismus, eine besondere Rolle gespielt. Die 
Forderung, die die Koalition in der Nummer 9 des Antrags 
aufstelle, sei daher absolut nicht ausreichend. 


Berlin, den 1 . Juni 2005 


Edeltraut Töpfer 

Berichterstatterin 
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